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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

(Antrag der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, Mertes 

und Genossen) 


A. Problem 

Die jetzige Fassung des Beamtenrechtsrahmengesetzes ver- 
sperrt den Länderparlamenten die Möglichkeit, das Verfahren 
bezüglich der Aussagegenehmigung sowie die Aktenvorlage 
vor parlamentarischen Untersuchungsausschüssen zu regeln. 
Eine unter Umständen beliebige Verweigerung kann dieses 
wichtige Instrument des Parlaments kraftlos machen. Der 
Bayerische Landtag hatte diese Sperre bei der Verabschiedung 
eines Gesetzes über die Einsetzung und das Verfahren der 
Untersuchungsausschüsse bedauert. 


B. Lösung 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes und des Grund- 
gesetzes. Das erstere soll im Hinblick auf die Länderparlamente 
vorgezogen werden. Eine Änderung des Grundgesetzes und 
das Verfahren der Untersuchungsausschüsse des Bundestages 
waren schon in der abgelaufenen Legislaturperiode eingebracht 
worden. Ihre Wiedervorlage im Bundestag soll in Kürze er- 
folgen. 


C. Alternative 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Sachgebiet 2030 


Antrag 

der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, Mertes und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 39 Abs. 3 des Rahmengesetzes zur Verein- 
heitlichung des Beamtenrechts (Beamtenrechtsrah- 
mengesetz — BRRG) vom 1. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 667), zuletzt geändert am 25. August 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1347), wird nach Satz 1 
folgender neuer Satz eingefügt: 

„Das gilt nicht für Aussagen vor Untersuchungs- 
ausschüssen des Bundestages und der Länderpar- 


lamente, sofern deren gesetzliche Verfahrensrege- 
lung es anders vorsieht." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 13. Mai 1970 
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Begründung 

Die jetzige Fassung des Beamtenrechtsrahmengfeset- 
zes versperrt den Länderparlamenten die Möglich- 
keit, das Verfahren bezüglich der Aussagegenehmi- 
gung sowie die Aktenvorlage vor parlamentarischen 
Untersuchungsausschüssen zu regeln. Eine unter 
Umständen beliebige Verweigerung kann dieses 
wichtige Instrument des Parlaments kraftlos machen. 
Die Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
und des Grundgesetzes ist erforderlich. Das erstere 
soll im Hinblick auf die Länderparlamente vorge- 
zogen werden. Eine Änderung des Grundgesetzes 
und das Verfahren der Untersuchungsausschüsse 
des Bundestages waren schon in der abgelaufenen 
Legislaturperiode eingebracht worden. Ihre Wieder- 
vorlage im Bundestag soll in Kürze erfolgen. 
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